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Keueſte Tagesnachrichten
Durch die Veröffentlichung im Reichsgeſetzplatt hat die neue Verfaſſung für das deutſche Volk

dem Gältigkeit erlangt. o wieder: Reichstag,
enan. NFeicha kanzler Wie m
enden x Der Reichskanzler Bauer verſucht in langen
e dobln Portgepländeln im Bauerton Dr. Michaelis das
böſer Gegenteil der Wahrheit über die „belgiſche
Deren v 9drhein rage u c
m e x Die deutſch- polniſchen Verhandkungen in

gerlin ſchreiten vorwärts. Es ſind Kommiſſio nen für
itsſtel e Sinzelgebiete der Verhandlungen gebildet worden.

re u 7bein Schtväche der Regierung den ſtreikenden Ar-
heitern gegenüber, hat den oberſchleſiſchen Streik
beenden laſſen.

r

de 4 e Unter den Bankbeamten in Berlin, Dresden und9 Chemnitz beſteht neuer Streikwille.
ſespreiſen

gen r Die Rumänen werden heute in einem Kronrat
e e die Beantwortung der Gnktentenote beraten

z r
x Wilſon hat die im Friedensvertrage vorge-

hene internationale Ar beiterkonferenz zumIl Ditober nach Waſhington einberufen.

t Die Rückkehr zum Klten
nso Berlin, 13. Auguſt.ny. (Sondertelegramm.) Das Reichsgeſetzblatt

ſeröffentlicht die neue Verfaſſung, die damit in Kraft
getreten iſt. Der Reichspräſident hat den bisherigen

arfeld, R räßidenten des Reichsminiſteriums, Herrn Guſtav
t 5718. auer, zum Reichskanzler ernannt.

Die verfaſſunggebende deutſche National-
rſammlung führt von jetzt an die Bezeichnung

Reichstag“. Die bisherige Vertretung der Landes-
d regierungen bei der Reichsregierung, der Staaten

ausſchuß, hat aufgehört zu beſtehen. An ſeine Stelle
iſt der Reichsrat getreten.

t Der Reichspräſident hat eine Berordnung erlaſſen,
daß alle Beamten des Reiches und der Länder, der
Bemeinden, Kommunalverbände und ſonſtigen öffent
hen Anſtalten, ſowie die Angehörigen der Wehrmacht

verzüglich auf die Reichsverfaſſung zu ver
fidigen ſind.

Na Streikvermittlung in Oberſchleſien

s Ja Schwäche der Regierung.pars Der Streik in Oberſchleſten, der bereits ganz ernſte Formen
u ahm und einige Gruben in des Grſaufens brachte,
um Vied nun plötzlich durch einen Vermittl rſchlag der Re

tung beigelegt worden. Leider zeigt ſich in den Punkten der
von 12 einſamen Entſchließung, daß die Regierung Schritt für

rtau titt den ſtreikenden Arbeitern. d. h. den unabhängigen Ele-
gewitt en Zugeſtändniſſe macht. Wer, ſelbſt als Arbeiter, in dieſer
rer nicht erfaßt hat, daß nur reſtloſe Arbeit uns aus den „Er
den Komn enſchaften“ der Revolution vetten kann, der ſollte nicht
verſendet in den Grubendienſt eingeſtellt werden. Es ſind aber
ſerſtrabe nd Hintermänner da, die an ſeine Stelle ſpringen Leider
fer an euch in dieſem Punkte, Wiedereinſtellung der Arbeiter, die
Ortsvo ung unbverzeihlich ſchwach geweſen. Sie ſäen damit eine
J r Hhufriedenheit Ende. Wir erhalten folgenden Bericht:

u

ubni Kattowitz, 13. Auguſt.d Dienstag abend fand in Kattowitz unter dem Vorſitz
ertreters des Staatskommiſſfariats in Sachen

Bergarbeiterſtreiks eine Verhandlung ſtatt.
4 er Ferhandlung wurde ſeitens des Vertreters desgotell der nmiſſariats folgender Vermittlungsvorſchlag gemacht:

der al ertreter der Gewerkſchaften erklären ſich bereit, für die
5 ehiſehe gerungen einzutreten und deren Verwirklichung

gut e inſteltung ver Arbeiter gemäß den For
e a minung der ſillgelegten Vetrieve.
a Nilderung des Velagerungsgzuſtandet, damit
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Konferenzen und Verſammlungen wirtſchaftlicher Art unange
meldet und unbeachtet tagen können.

4. Mit dem Beitritt des polniſchen Zentralverbandes in die
Arbeitsgemeinſchaft der Berg- und Metallarbeiter erklären ſich
die Organiſationsvertreter einverſtanden.

5. Die Behörde verſpricht für die Haftent laſſung
etwaiger verhafteter politiſcher Führer, die ſich eines Ver
brechens nicht ſchuldig gemacht haben, einzutreten. Gegen poli
tiſche Führer, die ſich eines Verbrechens nicht ſchuldig gemacht
haben, beſtehen keine Haftbefehle.

Die Vertreter der Gewerkſchaften nahmen dieſe Vorſchläge
an. Die Obleute der Streikenden erklärten, mit dieſen Vor
ſchlägen an ihre Belegſchaften heranzutreten und deren An
nahme anempfehlen zu wollen.

Köln, 13. Auguſt.
Wie aus Brüſſſſel gemeldet wird, fand dort ein außer

ordentlicher Kongreß des belgiſchen Eiſenbahn-, Poſt, Tele-
graphenNationalverbandes ſtatt. Es wurde faſt einſtimmig
beſchloſſen, ſpäteſtens am 17. September Mitternacht in den
Streik zu treten.

Streik der Arbeitsloſen
Bremen, 12. Auguſt.

Hier ſind heute die Arbeitsloſen in den Streik ge
treten, weil ſie ſich der vom Arbeitsnachweis geforderten
zweimaligen Abſtempelung täglich nicht unter
ziehen wollen Die Streidenden ielten am Nachmittage
eine Verſammlung ab und erklärten ſich dahin, im Streik zu
verharren und die organiſierte Arbeiterſchaft aufzufordern, ſich
ſolidariſch zu erklären. Arbeit in Frankreich oder Belgien, ſelbſt
bei einem Tagelohn von 40 Mark, auch Landarbeit bei freier
Beköſtigung, ſoll verweigert werden. Ob auf das Verhalten der
Erwerbsloſen hin die Unterſtützung entzogen werden wird, ſteht
noch nicht feſt. Gegen Abend zog ein Zug von etwa 1000 De
monſtranten durch die Stadt nach dem Marktplatz, wo die Re
gierungsſchutztruppe verhöhnt wurde. Das Mi
litär mußte einige Male einſchreiten und nahm einige
Verhaftungen vor.

Vor einem neuen Bankbeamtenſtreik
Berlin, 13. Auguſt.

Die vereinigten Angeſtelltenagausſchüſſe der
Berliner Großbanken haben die von der Berliner Bank-
leitung angebortene Wirtſchaftsbeihilfe abgelehnt und ſich hinter

die Sätze des von der Hamburger Bankleitung abge
gebenen Schiedsſpruches geſtellt. Morgen vormittag be-
ginnen Verhandlungen mit der Bankleitung, die bis ſpäteſtens
Sonnabend beendet ſein ſollen. Falls aber kein befriedigendes
Ergebnis erzielt wird, ift mit der Möglichkeit eines Bankbe-
amtenſtreiks in Berlin zu rechnen, der am Montag begin
nen würde. Jn Hamburg hat die Bankleitung neue Vor
ſchläge gemacht, über die ſich die Angeſtelltenorganiſation bis

Donnerstag mittag ſchriftlich zu äußern hat. Jn Dresden
und Chemnitz hat ſich die Bankbeamtenbewegung derart zu
geſpitzt, daß mit dem Ausbruch eines Streiks zu rechnen iſt.

Die deutſch- polniſchen Verhandlungen
Bildung von Kommiſſionen.

Berlin, 13. Augufſt.
Jn der vorbereitenden Sitzung mit den polniſchen

Delegierten iſt eine Vereinbarung über die Bildung von
Kommiſſionen und Unterkommiſſionen über die Ber
handlungsgebiete erzielt worden. Geſtern vormittag
fan dim Reichsminiſterium des Jnnern eine Beſprechung ſämt-
licher Behörden über die hiermit zuſammenhängenden Fragen
ſtatt. Jnsbeſondere wurde die Beteiligung der einzelnen
Reſſorts in den verſchiedenen Kommiſſionen feſtgelegt.

Verhandelt wird über die militäriſchen und poli-
tiſch-adminiſtriellen Fragen, über Leitung der
Rechtspflege, Schul und Kirchenfragen, Wohl
fahrtseinrichtungen, Sozialverſicher ung, Staats
domänen, Forſten, Anſiedlung, Rückgabe der Jnter-
nierten und Kriegsgefangenenz Amneſtie und Nieder
ſchlagung von Strafverfahren, wirtſchaftliche und Verkehrs
fragen, ſowie die Regelung ſämtlicher finanzieller Angelegen
heiten, insbeſondere auch die Auseinanderſetzung bezüglich der
Penſionslaſten einſchließlich der militäriſchen
Penſisnen.

Die eigentlichen Verhandlungen dürften
dieſer oder Anfang

in den ver
ſchiedenen Kommiſſionen Ende
Woche beginnen.

nächſter

Das Ende der Kationalverſammlung
Reichstag Reichskanzler Reichsrat Neue Vereidigung aller Beamten

Bauer an Dr. Michaelis
Wortgeplänkel im Bauernton.

Berlin, 13. Augufſt.
Der Präſident des Reichsminiſteriums, Bauer, hat

an den früheren Reichskanzler Dr. Michaelis nach-
ſtehendes Schreiben gerichtet:

Ew. Exzellenz erwidere ich auf das Schreiben vom 9. Auguſt
folgendes: Jn Beantwortung Jhres Erſuchens, in der National-
verſammlung die nicht mit verleſenen Schlußſätze Jhres
Schreibens an Generalfeldmarſchall von Hindenburg der Oeffent
lichkeit zur Kenntnis zu geben, hatte ich zunächſt den Grund an
geführt, warum die Schlußſätze nicht mit verleſen waren, näm-
lich, weil ſie für belanglos gehalten wurden, gleichzeitig aber
gebeten, falls Sie auf ſofortige Veröffentlichung, und zwar auch
trotz der bereits von der Nationalverſammlung beſchloſſenen
Veröffentlichung des vollen Wortlautes Wert legen ſollten, mich
zwecks Veranlaſſung der erforderlichen Schritte verſtändigen zu
wollen. Dies bedeutet in der Jhnen vertrauten Amtsſprache
die reſtloſe Bereitwilligkeit zur Veröffentlichung. Jn der von
Jhnen der Preſſe gegebenen Erklärung heißt es dagegen ich
darf wörtlich zitieren der Miniſterpräſident hat ſich bereit er n
erklärt, wenn ich die ſoforkige Veröffentlichung wünſchte, mich
mit ihm verſtändigen zu wollen. Hier wird alſo, ſoweit die
ſprachliche, nicht klare Faſſung eine Deutung zuläßt, im Gegen
ſatz zu meiner reſtloſen Bereitwilligkeit eine nochmalige Ver
ſtändigung über die Veröffentlichung vorausgeſetzt. Jch lege
Wert darauf, dieſes klarzuſtellen, weil die unzutreffende
Wiedergabe meines Schreibens den Eindruck erwecken könnte,
als wenn ich der Veröffentlichung irgend welche Schwierigkeiten
in den Weg gelegt hätte.

Sie haben dann dieſe meine Bereitwilligkeit mit der ſo
fortigen Veröffentlichung Jhrerſeits beantwortet unter der halt-
loſen Begründung, Sie hätten nicht erwarten können, daß ich
meine Meinung ändere. Welche Meinung? Bezüglich der Ver
öffentlichung war keine Aenderung notwendig, weil ich mich
mit ihr einbverſtanden erklärt hatte, eine weitere Unklarheit, die
zu Mißverſtändniſſen Anlaß geben könnte. Meine Meinung
über die Belangloſigkeit der Schlußſätze Jhres Briefes habe ich
allerdings nicht geändert. Jeder, der Jhren Brief an General-
feld marſchall von Hindenburg unbefangen lieſt, wird mir zu
geſtehen müſſen, daß die fraglichen Schlußſätze für die Beur-
teilung des weſentlichen Jnhalts des Briefes ohne Bedeutung
waren. Der ſpringende Punkt war jedoch, warum die damalige
Regierung keine entſprechende Erklärung über Belgien abgab,
das heißt, eine Erklärung, der zufolge Deutſchland bereit war,
Belgien bedingungslos aufzugeben. Gerade durch den Schluß-
ſatz „wenn wir auf obiger Grundlage der Welt den Frieden ver
ſchaffen können“, verweiſen Sie nochmals auf Jhr durch die Be
dingungen wertlos gemachtes Programm. Denn in der obigen
Grundlage waren eben die Forderungen inbegriffen, welche nach
Lage der Umſtände die erforderliche klare Erklärung bezüglich
Belgiens unmöglich machten.

Jn der Jhnen naheſtehenden Preſſe wird nun auf Grund
Jhrer letzten Erklärung der Verſuch gemacht, den Sinn Jhrer
Worte dahin umzudeuten, daß Sie mit „dem ſo wertvollen
Stützpunkt“, um deſſen Willen nicht einen Moment länger Krieg
geführt werden ſollte, Lüttich verſtanden hätten. Mit dieſer
Verſchiebung wird ſie wenig Glück haben. Sie wollten „auf
obiger Grundlage“ Frieden ſchließen. Dazu gehört aber in
erſter Linie die Forderung von Lüttich und des Sicherheits-
geländes. Der noch ſo wertvolle Stützpunkt iſt nichts anderes
als die flandriſche Küſte, um welche damals in der Oeffentlich-
keit und im Kronrat heftig gekämpft worden war, und deren
Beſitz eben mit Annexion praktiſch gleichbedeutend war. Daß
Hindenburg in Kenntnis der Vorgänge den Sinn der Wendung
von „dem noch ſo wertvollen Stützpunkt“ ſofort ebenſo ver
ſtanden hat, geht ja aus ſeiner Antwort hervor, in der er
ſchreibt: „Jch verhehle mir nicht, daß in der Marine und in
weiten patriotiſchen Kreiſen der Verzicht auf die flandriſche
Küſte als ein ſchwerer Schlag empfunden werden wird, wenn
die auch von Euer Exzellenz der Marine zuerkannten Kompen
ſationen zur Tat werden. Jch ſehe mit Ludendorff dieſe Kom
penſationen in und außerhalb unſeres Kolonialreiches.“ Die
erwähnten Kompenſationen ſind ein weiterer Beweis für den
Mangel an Verſtändnis für die politiſche Lage in der damali-
gen Regierung und für die Reichhaltigkeit des Annexionspro
grammes, an dem jede Friedensmöglichkeit während Ihrer
Amtszeit ſcheitern mußte und geſcheitert iſt.

Euer Exzellenz ſehr ergebener (ez.) Bauer



Der Finanzwille der Mehrheit
Eblehnung durch die Rechte Wo ſind die Aus

gaben für die A. und S.-Räte? Erzbergers
Frohlochen

Weimar, 18. Auguſt.
Präſident
Die Beratung

Abg. BraunFranken (Soz.): Wir bedauern, daß die heutige
rdnun mit der Umſatzſteuer bepackt worden iſt.

Bevor die wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit des Volkes durch

hig: bei
Warenumſatzſteuer,

i von 6 Milliardenzur vorübergehenden Verſtärkung der Betriebsmittel be
willigen zu ſollen. Das Volk muß endlich einmal Klarheit
darüber gewinnen, welche Laſten es in Zukunft zu tragen hat.
Erſt dann kann unſer Wirtſchaftsleben wieder gefunden. Eine
Annullierung der Kriegsanleihen lehnen wir ab, nicht aus Rück
ſicht auf die großen Kriegsanleihezeichner, ſondern weil dadurch
das ganze deutſche Wirtſchaftsleben einfach zum Stillſtand ge
bracht und die Kreditwürdigkeit des Reiches reſtlos vernichtet
werden würde. An die Stelle der allgemeinen Wehrpflicht im
Heere, die wir jetzt nicht mehr haben, muß die allgemeine
Wehrpflicht des Kapitals treten. (Beifall bei den
Soz.) Auch die Beſteuerung der toten Hand muß in die vor
liegenden Geſetze hineingearbeitet werden. Die Reichsabgaben-
ordnung bedeutet einen rieſigen Schritt zum Einheitsſtaat. (Leb
hafter Beifall bei den Soz.).

Abg. Farwick (Ztr.): Der Not gehorchend und dem eigenen
Triebe treten wir an die Löſung des Finanzproblems heran. Die
Vorlage über das Reichs notopfer iſt geſetztechniſch aus
gezeichnet, juriſtiſch klar und überſichtlich. Das iſt aber auch

das einzige Kompliment, das der Steuerzahler für ſie machen
kann, denn die tatſächlichen Anforderungen der Vorlage an ihm
ſind ſehr ſchwer. Die Kommiſſionsberatung wird Anlaß biete n,
noch manche Schönheitsfehler der Vorlage zu beſeitigen. Wir
verlangen, daß die Zeichner von Kriegsanleihen
vom Reich nicht im Stich gelaſſen werden, da ſie ſich dem Vater
land in der Zeit der Not zur Verfügung geſtellt haben. (Zu
ſtimmung.) Die Preſſeäußerungen gegen die Vorlage, die
darauf hinzielen, daß die Entente ihre Hand auf das Reichs
notopfer legen könnte, ſind recht unnütz angeſichts der Tatſache,
daß die Entente in den Rheinlanden ein viel zu ſicheres Pfand
in der Hand hat, um nach dem Haufen Papier zu greifen. Jn
Geldſachen iſt Promptheit das erſte Erfordernis der Ordnung.
Deshalb würden wir die Beratung durch grundſätzliche Er
örterungen weder in der Kommiſſion noch im Plenum aufhalten.
(Lebhafte Beifall im Zentrum.)

Abg. Heurich (Dem.): Jnsgeſamt werden 24 Milliarden
Steuern verlangt, während das Volkseinkommen vor dem Kriege
40 Milliarden betrug. Die bisher vorgeſchlagenen Steuern
würden immer noch einen Fehlbetrag von 11 Milliarden
ergeben. Dieſen auf die Einkommenſteuer zu nehmen, halte ich
aber für unmöglich. Wenn bei der Erbſchaftsſteuer der Gemein
wert für den Ertragswert eingeſetzt wird, ſo muß es ſelbſtver
ſtändlich auch bei der Einkommenſteuer geſchehen, das heißt, ſie
bringt nicht die angeſetzte Einna Das Notopfer aber iſt
eine Wiedergutmachung im beſten Sinne des Wortes und eine
Ehrenſchuld des Beſitzes. Die ſoziale Ausgeſtaltung der Geſetze
iſt zu begrüßen. Der Gedanke, eine Reichsfinanzver-
waltung zu ſchaffen, ſcheint dem jetzigen Finanzminiſter zu
gehören. Möglich iſt jedenfalls eine einheitliche Aus
geſtalt ung des Steuerverfahrens und gleiche Ausbildung der
Beamten. Die Vexanlagung aber könnte doch wohl als eine
Landeseinrichtung weiterbeſtehen, natürlich unter Reichskontrolle
und hierbei wären vor allem die Gemeinden zu berückſichtigen.
Zentraliſierung unter allen Umſtänden bedeutet nicht Einhe':,
ſondern gefährdet ſie geradezu. (Sehr richtigl) Die gemein
ſame Einkommenſteuer muß kommen, aber ſie ſoll ſo aus
geſtaltet werden, daß ſie den Gemeinden und Ländern
eine gewiſſe Bewegungsfreiheit läßt. Beifall bei
den Demokraten.)

Abg. Kraut (Dtſchnatl.).
Es gilt jetzt, ein neues Reichsſteuergebäude zu

errichten. Bisher iſt auf dieſem Gebiet nur Stückwerk geleiſtet
worden. Noch immer fehlt uns eine Geſamtüberſicht über den
Steuerentwurf nicht nur des Reiches, ſondern auch der Länder
and Kommunen. Unſere divekten Steuern können nur im Zu
ſammenhang mit den indirekten verabſchiedet werden. Wir
werden uns hüten, ſie ohne die entſprechenden indirekten zu be
willigen. Sollte der Entente an der wirtſchaftlichen Erholung
Deutſchlands wirklich ſo ſehr gelegen ſein? Man kann aber auch

Nachdruck verboten.

Der Skaalsanwalt
„Roman von Artur Brauſewetter.

Der Wirt, der in das Geheimnis eingeweiht iſt, und
ſchon mehrere Flaſchen Sekt auf Eis gelegt hat, läßt rück
ſichtslos mit dem Auftun der Suppe warten fünf Mi-
nuten zehn Minuten eine Viertelſtunde. Die Unter
haltung wird immer einſilbiger, nur Fragen werden hier
und da laut, welch einen Grund wohl das lange Ausbleiben
der jungen Braut haben könne.

Die Suppe iſt aufgetan, man beginnt zu eſſen. Der
rite Gang wird gereicht noch immer iſt der eine Stuhl
eer.

Der Wirt weiß ganz genau, daß die gnädige Frau be
reits ſeit zwei Stunden auf ihrem Zimmer iſt, auch die be
dienenden Mädchen haben ſie geſehen er will eben eine
von ihnen hinaufſchicken, er tut es nicht gern, aber einige
der Gäſte dringen in ihn da öffnet ſich die große Flügel
tür die junge Frau tritt hinein.

Auf den Lippen liegt das gewohnte Lächeln, aber nicht
in jener ſpielenden Koketterie wie ſonſt ein gezwungener,
faſt verzerrter Zug lagert ſich um die zuckenden Mund-
winkel die ſchönen blonden Haare ſind ſorgſam friſiert
wie immer auf der üppigen Bruſt liegt ſogar ein leicht
arrangierter Strauß von dunklen Roſen, umwallt vom
leichten Farrenkraut des Gärtners, das unter ihrem Atem
bebend ſich bewegt aber das Antlitz über dieſem Strauß
iſt ſo bleich und regungslos, ſo düſter blicken die ſonſt ſtets
lachenden Augen, und alle Kunſtaufwendung, ſie zur ge-
wohnten Fröhlichkeit zu zwingen, iſt vergeblich.

Was iſt geſchehen?
Keiner fragt es es herrſcht Totenſtille im Saal,

unterbrochen nur von dem Klappern der Teller, welche die
Mädchen wechſeln ſaumſeliger als gewöhnlich aber
auf jedem Antlitz ſteht die Frage geſchrieben, die von Auge
zu Auge geht.

Die junge Frau hat ſich geſetzt. Sie gibt ſich den An

9]

4teller entgegenzubringen.

das Gegenteil behaupten. Zuſtimmung rechts.) Solange wir
überhaupt nicht genau wiſſen, welche Geſamt ung uns die
Entente auferlegt, müſſen wir Bedenken tragen, durch ein ſolches
Steuerſyſtem dem Feinde Unterlagen für die Erhebung neuer
Anſprüche zu liefern. Wir müſſen uns hüten, ihnen einen Teil
unſeres Volksvermsögens auf dem Präſentier

Wir können auch unſerer
ſeits durch Vermehrung der deutſchen Finanzen dazu beitragen.
Aber es fragt ſich doch, ob unter dieſen Umſtänden eine ſo ſtarke
r wie das Reichsnotopfer uns zugemutet werden
kann. er Entwurf einer Reichseinkommenſteuer muß
uns vorliegen, bevor der Tarif im Reichsnotopfer über
haupt beraten werden kann. Es wird hier ein ſtarker Schritt
zur Sozialiſierung und Kommunaliſierung getan. Man n

ar e der großeermögen ſpr usſchuß wird der ne Ortſein, auch andere Wore als die, die die Vorlage geht, zu er

wägen, um der Not der Zeit abzuhelfen. Was Reichs
abgabenordnung betrifft, ſo ſind wir mit ihrem Grundgedanken
ſelbſtverſtändlich einverſtanden. Bedenken aber haben wir da-
gegen, daß dadurch eine Machtvollkommenheit in die
Hand des Reichsfinanzminiſter s gelegt wird, wie
ſte kaum je ein Diktator gehabt hat. (Sehr richtig!) Der
Reichsfinanzminiſter hat es für nötig gehalten, einen Appell an
die beſitzenden Klaſſen zu richten. Wenn er überhaupt einen
ſolchen. Appell ausſprechen wollte, ſo hätte er ihn an gan z
andere Kreiſe richten müſſen. (Sehr richtigl) Oder noch
beſſer, er hätte ihn an das ganze Volk richten müſſen.
Die Gegenüberſtellung der verſchiedenen Be
völkerungskreiſe kann nur aufreizend und er
bitternd wirken und ohne Bildung und Beſitz kann auf die
Dauer keine Regierung ihre Macht aufrecht erhalten. (Lebhafter
Beifall rechts.)

Abg. Wurm (U. S.): Statt durch ein neues Wirtſchaftsſhſtei,
das nicht mehr dem einzelnen die Möglichkeit gibt, ſich auf Koſten
der Geſamtheit zu bereichern, dafür zu ſorgen, daß der Geſamt
mehrwert der Produktion der Geſamtheit zugute kommt, daß
alſo im allgemeinen Intereſſe produziert, das heißt ſozialiſiert
wird, ſucht man im übrigen mit den alten Steuerge ſetzen und
Geſetzchen und Mätzchen das Loch zu ſtopfen, das der Krieg in
unſere Finanzen geriſſen hat. Man ſucht die Laſten auf die
indirekten Steuern, insbeſondere auf die Verbrauchsſteuern und
damit auf die Schultern der breiten Maſſen abzuſchieben. Unter
keinen Umſtänden werden wir für die Umſatzſteuer ſtimmen, und
es wäre einfach unerhört, wenn mit ſozialiſtiſcher Hilfe die
Umſatzſteuer Geſetz würde. (Beifall bei den U. S.) Die ke-
ſtehende Unordnung, deren Beſeitigung wir wünſchen wird
erſt aufhören, wenn die Regierung von den Vertrauensleuten
der Werktätigen ausgeübt wird. Dazu bedeuten dieſe Steuer
vorlagen nur einen kleinen Schritt. (Lebhafter Beifall bei
den U. S.)

Abg. Becker Heſſen (D. V.):. Das in der Rede Erz
bergers und in der Denkſchrift beigebrachte Zahlen-
material über unſere Finanzlage iſt immer noch nicht
erſchöpfend. Es fehlt die Ueberſicht über die Aus
gaben der Arbeiter- und Soldatenräte, ferner
eine Ueberſicht über den Erlös aus altem Heeres
material und die Verluſte darin, die infolge der Dieb
ſt ähle entſtanden ſind. Es fehlt vor allen Dingen auch eine
genaue Angabe darüber, welche finangziellen Opfer uns aus
dem Friedensvertrag erwachſen werden. Angeſichts dieſer Lage
dürfen wir in der Bewilligung ſowohl direkter als auch indixekter
Steuern nicht ängſtlich ſein. Für die Erledigung des Reichs
notopfers ſcheint es uns aber dringend erforderlich, daß das
Material für die Kommiſſionsberatung durch genaue Angaben
über die kommende Reichs- Einkommenſteuer ergänzt wird.

Dringend nötig iſt auch die Wiedereinführung einer einwand
freien Etatsordnung. Es war das größte finanzpolitiſche Un
glück des Krieges, daß man die dauernden Einnahmen ent-
ſprechend den rieſig geſtiegenen dauernden Ausgaben nicht er
höht hat. Gegen die Steuerflucht werden die angekündig
ten Maßnahmen notwendig. Das Weſentliche bleibt die
Beſchaffung dauernder laufender Einnahmen. Auf das Not
opfer hat die Entente keinen Rechtsanſpruch. Eine Wiedergut
machung iſt das Notopfer nicht, denn tatſächlich hat der Beſitz
auch ſchwer gelitten. Die Landesorganiſationen haben teilweiſe
glänzendes geleiſtet. Jedenfalls hat das Reich die Beamten mit
herüberzunehmen.

Reichsfinanzminiſter Erzberger: Jch ziehe aus der bisherigen
Erörterung das erfreuliche Reſultat, daß in der großen
Mehrheit des Hauſes ein äußerſt ſcharfer Wille vor-
banden iſt, an der Geſundung der Reichsfinanzen
mitzuarbeiten. Jch begrüße dies und erbliche darin auch die
Bereitwilligkeit der Nationalverſammlung, diejenigen Maß
nahmen, die beſonderer Beſchleunigung bedürfen, noch vor der
Vertagung zu verabſchieden. Einen abweiſenden Stand-
punkt hat nur die äußerſte Rechte und die äußerſte Linke
eingenommen. Mit dem Rezept des Abgeordneten Wurm kann
eine Geſundung der Reichsfinangen nicht erreicht werden. Wenn
er das Reichsnotopfer als etwas unbedeutendes auf die Seite

ſchiebt, ſo ſetzt er ſich in Widerſpruch mit ſeinem Parteigenoſſen

ſchein, als ob ſie eifrig äße aber ſie berührt die Speiſen
kaum ſie beginnt eine lebhafte Unterhaltung, aber ſie
ſpricht ziemlich allein es hat auch nicht viel Sinn und
Verſtand, was ſie ſagt. Aber ſie lacht dazu, als wären es
die luſtigſten Geſchichten von der Welt, die ſie eben erlebt
hatte. Sie hätte auch jeden Fremden mit dieſem Lachen
täuſchen können nur wer es ſonſt gehört hat, dieſes helle,
melodiſche Kinderlachen, der weiß, wie mühſam und traurig
heute ihre Verſtellung iſt.

Die Mittagtafel iſt beendet, der Sekt war vergshlich
kalt geſtellt ſchneller als ſonſt erhebt man ſich.

Nach der Aufhebung der Tafel pflegte ſich eine kleinere
Geſellſchaft, die ſich enger zuſammengeſchloſſen hatte, in
einer kleinen Laube im Garten der Penſion Falke zu-
ſammen zu finden und dort gemeinſam den Kaffee zu
trinken.

Der Juſtizrat hatte das Verdienſt, dieſe gemütliche
Plauderſtunde eingeführt zu haben.

Auch die junge Frau hatte regelmäßig an ihr teil-
genommen.

Ob ſie auch heute kommen würde?
Der Juſtizrat forderte ſie nicht auf er will es ihr

allein überlaſſe, er ſchreitet daher, ſeiner Gattin den Arm
reichend, mit Gerda und einigen näheren Bekannten
voraus.

Als ſie aber in der Laube ankommen, ſteht zu ihrer
Verwunderung die junge Frau ſchon an der Kaffeekanne,
ihres Amtes, die Taſſen zu füllen, wie gewöhnlich waltend,
als wäre nichts geſchehen und ihr Antlitz erſcheint faſt
noch bleicher als vorher.

Der Juſtizrat hat die Frage gewagt ſie brauche ja
nicht zu antworten, wenn ſie nicht wolle.

„Warum nicht?“ erwidert ſie nach kurzer Pauſe. „Jhnen
als alten Freunden und ich nehme keinen aus von allen,
die in dieſer ſtillen Laube verſammelt ſind will ich offen
Rede ſtehen.“

Sie hatte mit einem ſchnellen, aber vielſagenden Blick
Gerda und den Staalsanwalt bei den letzten Worten ge-
ſtreift mit dem Jnſtinkt, der Frauen ihrer Art ſo eigen

l n der 1917 in einer Schrift über die Sari
rung Reichsfinangen 20 bis 88 Prog. als Maximum

e e eroz. ie nſten ntaſienitikers der aſien inet
m r unabhängigen ialiſten ine ellung der ren ſegte

dunkel. Will ſie für oder gegen das Reichsnotopfer ſtimmtJedenfalls habe ich nur Kritik und Ablehnung, her
poſitiven Vorſchläge vernommen. Ein e rieb i m
mir ſo weit gegeben worden. Definitive Säbe für die Reige
einkommenſteuer können ja noch gar nicht aufgeſtellt wenn
Da haben die Gliedſtaaten und Gemeinden vorantzugehen
den ihnen bereits unterbreiteten Vorlagen. Die Vermögen
abgabe muß zum Tr u kommen und auch die Nationale
ſammlung wird bemüht ſein, daß damit die Einzelheiten d
Reichseinkommenſteuer zum Abſchluß werden
Sie können dem Reich damit genug direkte und gar nicht gen
indirekte Steuern bewilligen. Die heutige Regierung baut
ernem Tempo ab, das den Beamten ſehr unangenehm iſt.
Auswärtigen Amt iſt ein Uebermaß von Beamten vorhanden g
einem einigen Tage ſind dort 300 Leute abberufen worden.
ordentliche Eiatewirtſchaft wird vom 1. Oktober ab eintretg
Die Abrechnungen über die Ausgaben der Arbeiter und So
datenräte werden Jhnen hoffentlich zum Herbſt abgeſchloſſen vor
liegen. Der bisherige Erlös aus Heeresgut beträgt gegen
4 Milliarden, auf eine weitere Milliarde iſt vielleicht n
rechnen. Die Befürchtung, daß durch die Reichseinkommenſſeng
das Eigenleben der Gemeinden unmöglich gemacht werde, iſt un
begründet. Die Ausarbeitung des Geſetzes über die Landhe,
ſteuerung erfolgt in fortgeſetzter Fühlungnahme mit den Lände,
und Gemeinden. Jhr Hauptziel iſt, eine gleiche Behandlung in
ſteuerlicher Beziehung für jeden Steuerpflichtigen herbein,
führen, gang gleich, wo er wohnt, und die Steuern an et
Quelle zu erheben und zwar am beſten bei jedem Lohn und Ge,
haltempfang. Dem Abg. Becker bin ich dankbar dafür, daß er
meine Auffaſſung vertritt, daß es nicht im deutſchen Jntereſe
liegt, wenn wir überhaupt öffentlich die Frage behandeln, ob de
Entente die Möglichkeit und das Recht habe, auf das Reichs
notopfer überzugreifen. Für die Regierung gibt es jedenfelz
nur einen Standpunkt in dieſer Frage. Nach dem Friedens
vertrag kann und darf der Feind unter keinen Umſtänden auf
irgend eine Einnahmequelle, alſo auch nicht auf das Reiche
opfer Beſchlag legen. Durch die Uebertragung weitgehender Ve,

ten

fugniſſe an die Landesfinanzämter wird für eine geſume Echloß 9
Dezentraliſierung Sorge getragen werden. Der Uebergang t otKrie
Landesverwaltung auf die Reichsverwaltung wird mit de der m
größten Schonung der beſtehenden Organiſation geſchehen. Di Die
beabſichtigte Neuordnung läßt ſich nicht in ſo kurzer Fett Krieg e
ſchildern. Auch ich bin der Ueberzeugung, daß die Hauptſache Weſtfre
nicht die Organiſation, ſondern der Menſch iſt, der hinter hr tralen n
ſteht und ich werde mich bemühen, in die Reichsfinangverwaltumg Ende D
einen friſcheren und freieren Zug zu bringen. (Lebhafter Beifall eine ar

Abg. Waldſtein (Dem.) Wir danken dem Abg. Wurm dafr, legenen
mdaß er die Steuerpflichten auf die Arbeiter in Ppeogea

vollen Maße ausgedehnt wiſſe n will. Wir ſind aber wir be
gegen die Beteiligung der Arbeiterräte an der Steyer- gen wü
veranlagung. Die Arbeiterräte müſſen überhaupt endlich er.
ſchwinden. Die direkten Steuern müſſen bis an die Grenzen
des volkswirtſchaftlich Zuläſſigen in Anſpruch genommen werden.
Die hohe Umſatzſteuer wird hoffentlich in dieſer Form hud
wieder verſchwinden können.

Hiergauf wird die Beratung abgebrochen.
Sitzung Donnerstag 2 Uhr nachmittags

Pie Offiziersentſchädigung
Der Haushaltsausſchuß der Nationalverſammlung erledigte

geſtern das Offiziersentſchädigungsgeſetz in zweiter Leſung. Der

Anzeic

ationen.

Nächſte

z Se leitung t2 wurde wie folgt gefaßt: „Offiziere mit einer gktiven Dienſt n iLett von mindeſtens 10 Jahren erhalten die Penſion, die ihnen

beim Vorliegen der geſetzlichen Vorausſetzungen zu gewähren M wiederhc
wäre. Bei Offizieren mit dem penſionsfähigen Dienſteinkomnen W Herr R
bis zum Brigadekommandeur ausſchließlich aufwärts tritt zu laut fe
der vorgeſehenen Penſion eine Uebergangszulage. Ihr Veiraz Wer ſich nie
darf mit der Penſion zuſammen drei Viertel des penſionsfähigen ffe richte
Dienſteinkommens nicht überſteigen. Sie wird innerhalb eine Wien ein
Zeitraumes von 8 Jahren für verheiratete Offiziere gewähn Wiitit d
Nach Ablauf dieſer Zeit wird ſie auf Antrag für verheiratete ſt übe
Offiziere auf einen weiteren Zeitraum von zwei Jahren, für u We
verheiratete von einem Jahr inſoweit fortgewährt, als das o Am 26.
ſemte Einkommen des Offiziers hinter ſeinem penſionsfähigen mißver
Dienſteinkommen unter Hinzurechnung eines Betrages von 2500 Reichsta
Mark zurückbleibt. Jn g 3 wurde die Regierungsvorlage wieder.
hergeſtellt, wonach, wenn ein Offizier die Ehe innerhalb der Zeit
ſchließt, in der er Uebergangsgebührniſſe bezieht, ſich auf Ankrat
die Bezugszeit auf insgeſamt fünf Jahre verlängert. Von den
weiteren Beſchlüſſen iſt zu erwähnen, daß nach S I in Fällen
wo ſich beſondere Härten ergeben würden, der Wehrminiſter in
Einvernehmen mit dem Finanzminiſter einen Ausgleich gewäh
ren kann.

t m er ſelbſtven

t cr. krantwortliiſt, di Je längſt gefühlt, daß ſie beiden von Herzen un t el

J thi war. m für riere iſt Jhnen allen kein Geheimnis mehr, daß ich wich Am 9. J
geſtern abend verlobt habe. Jch danke Jhnen ſehr, dank ſprechung
herzlich, mein liebes Fräulein nun, Herr Staatsanwalt, z zunächſt
Jhre Gratulation kommt zwar ſo düſter heraus wie eine Heutrale,
Kondolenz gleich, als ahnten Sie in Jhrem hellſehenden e
Geiſt, daß die Sache für mich noch ein ſehr ernſtes Na e e
ſpiel haben ſollte. Und Sie haben ganz recht hören S

dendig ha
„Wenn

Daß mnur weiter.“ eSie hatte einen Verſuch gemacht, in den leicht tärd
den Ton zu fallen, mit dem ſie auch das Ernſteſte zu
handeln pflegte, und der Gerda unangenehmer war
ihre auffallende Erſcheinung und ihr kokettes ehe 4

Aber dieſes Mal war der Verſuch kläglich mine
ſchwerfällig und ſtockend rangen ſich die Worte von

Lippen.„Als mein Bräutigam ſich geſtern mit mir v
ſtellte er mir eine Bedingung. Du meine Güte, eret u R t Don
ſie ihm auch verdenken. Er iſt noch jung und verein
den erſten Kreiſen, wo man ſehr peinlich iſt und e ſte
gewöhnliche und gar Abſtoßende kurz, er verlanga nten
ich den Jungen Sie kennen ihn ja, den armen R m anweſen
den einzigen Sohn meines ſeligen Mannes, der v n Eit
nahen Verwandten verheiratet war, daß ich den
für allemal aus dem Hauſe gebe ar Sie Gon u„Allerdings eine ſehr ſchwere Bedingung für 9

„Gewiß, ſie kam mir zuerſt auch hart vor, aber i m
die Vernunft walten und mußte meinem Verlobten n Niniſterl
geben. Der arme Junge! Jhm iſt es ja auch eine Untgleichgüllig, wo er iſt. Jch entſchloß mich alſo und ſtimmt

tſchleſien

ihm zu.“ er dert„Wie Sie ſtets die ſchnellen Entſchlüſſe eben weil ſelbſtär

Gerda mit ungeſuchter Bitterkeit ein. bandes iſt
„Nun denken Sie an. Jch laſſe Annemarie n hiſhe S

wiſſen, Alfreds Pflegerin auf mein Zimmer n
teile ihr in kurzen, aber höflichen Worten mein

Entſchluß mit. wen(Fortſetzung folgt.
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Hindenburg über den UBootkrieg
veranlaßte ein Aufſatz des Profeſſorsr h be „Voſſ. 3 h ne

zeGa reibers, did eines net bat ereGaevern tenmal vor größerer Oef

Preſſ des
t s deutſche Friedensangebot ſollte der Friedensverwar. Wüſen, an deren Ernſthaftigkeit und Erſprießlichkeit

h elangler offenbar nicht glaubte, zuvorkommen. Di
uſtrierte Wochenſchrift „20. Jahrhundert EScherl

iſt nunmehr in der Lage, ein bisher nicht bekanntes
hen Hindenbürgs an den Prinzen Max von Baden zu

hihichen, das den Nachweis führt, daß die Oberſte Heeres
I von der Vermittlungspolitik nicht ünterrichtet war, da
leihstangier der Friedensaktion Wilſons mißtraute un
Ninen beſonderen Wert beilegte und daß nach eigenen

ſung die politiſche Verantwortung für die Einleitung des
Krteges Herr Bethmann allein Das Schreiben

ves Generalſtabee d Zeldheeres, G. H. Qu., den 16. 10. 1918

r. 71

Wt gE ikel des Prof. v. SchulzeGaevernitz „Wilſons Friem tung „Voſſ. Zeitung“, Abendausg., vom 8. 10.
C rollt die Frage auf, wen die Schuld träfe, durch die Er
Ing des rückſichtsloſen UBoot Krieges eine damalige Frie
tion des der Vereinigten Staaten zum Schei-

racht zu haben.e Khrſtelung ſehe ich mich beranlaßt, Euer re Ho
folgende Ausführungen zu überſenden, die auf Akten

jal beruhen.
Bei Uebernahme meiner jetzigen Stellung hat der frühere
Jekanzler v. Bethmann Hollweg gelegentlich einer Ausſprache
Echloß Pleß am 30. 8. 1916 den Entſchluß zum verſchärften
ſot-Krieg von meiner Erklärung abhängig gemacht, daß ich
der militäriſchen Lage den Augenblick für gekommen an
Die damalige militäriſche Lage Rumäien hatte ſoeben

grieg erklärt, äußerſt ſchwere Kämpfe wogten an der Oſt
Weſtfront, ließ dieſe Erklärung mit Rückſicht auf die

ralen nicht zu.Kude Subr 1916 war Rumänien beſiegt, die Lage blieb

x eine außerordentlich ernſte. Wir ſahen uns für 1917 ſtark
Hlegenen Angriffen in Oſt und Weſt ausgeſetzt, denen ſtand

ten um ſo ſchwieriger erſcheinen mußte, als das Hinden-
Programm erſt eingeleitet war. Wir mußten befürchten,
wir überlegenem Menſchen und namentlich Materialeinſ
gen würden. Von der ruſſiſchen Revolution lagen no
Anzeichen vor, im Gegenteil plante Rußland große Neu

jationen. Jm Weſten war eine gewaltige Materialüber-
nheit, die den Kämpfern der Sommeſchlacht nur zu gut be
t war. So mußten wir trotz aller Bedenken zu dem Mittel

fen, das die feindliche Materialüberlegenheit eindämmen
nte, nämlich zum rückſichtsloſen UBoot-Krieg. Deshalb
de am 20. 12. 1916 dem J Amt gedrahtet, daß
mehr der UBootKrieg mit aller Schärfe h müſſe.
Am 28. 12. 1916 habe ich dem Herrn Reichskanzler dieſeteilung dahin genauer präziſiert, daß der Au nblic für den
inn des rückſichtsloſen UBoot- Krieges Ende Januar 1917 da

werde.
Der Herr Reichskanzler erklärte fich am 24. 12, 1916 zur
leitung von Veſprechungen über den rückſichtsloſen UBoot-
eg bereit, ſobald unſere Friedensaktion durch die eventuelle
wort der Entente zu einem gewiſſen Abſchluß gelangt ſei.
Wiederholung früherer Ausführungen vom 6. 10. 1916 legte
Herr Reichskanzler dabei ſeine Stellung in folgendem

rilaut feſt: daß der uneingeſchränkte U-BootKrieg
er ſich nicht nur gegen feindliche, ſondern auch gegen neutrale
ffe richte, unmittelbar in unſer Verhältnis zu den neutralen

ſagten eingreift, daher einen Akt der auswärtigen
litik darſtellt, für den ich die alleinige und
t .äbertragbare Verantwortung zu tragen
be.

Am 26. 12. 1916 habe ich dem Herrn Reichskanzler gedrahtet:
mißverſtändlicher Auffaſſung Eurer Exzellenz Worte vor
Reichstagskommiſſion Mitte September macht der größte
des deutſchen Volkes die O. H. L. allein für die Entſcheidung
die Frage verantwortlich, ob der verſchärfte UBootKrieg

Solange

r die ausſchließliche Verantw
x ſelbſtverſtändlich auch weiter

rantwortlichkeits
W dafür eintrete

die wir erwarten können“
täriſchen Stellen den UBoot Krieg ſür

wendig halten ſo bin ich nicht in der Lage, zu widerſprechen
d Wenn der Erfolg winkt, ſo müſſen wir auch handeln“.
daß mit dem rüdkfichtsloſen U-Boot-Krjeg

Kronrat in Bukareſt
Vor der Beantwortung der Ententenote.

Eigener Drahtbericht der „H. Z.
Wien, 183. Auguſt.

Für Donnerstag iſt in Bukareſt ein Kronrat einbe
m worden, der ſich mit der Beantwortung der

ſtentenote an Rumänien befaſſen wird. Alle in Buka-
weſenden Miniſter nehmen daran teil.

Ein ſelbſtändiges Oberſchleſien
Von unſerem hf.-Sonderberichterſtatter.)

Berlin, 18. Auguſt.Atiſierzräſident Hirſch gewährte heute einem Mitarbei
ne Unterredung, in deren Verlauf er die Vorgänge in

r folgendermaßen ſchildert Oberſchleſien
rt Autonomie. Die Forderung nach Schaffung

ſtändigen Staates innerhalb des Preußiſchen Staaten
es iſt bereits von den Parteien anerkannt. Auch die

Eußiſche Staatsregierung wird ſich dieſer Forderung nicht
e Deshalb iſt mit Beſtimmtheit zu erwarten, daß in
ſchen R W e ſich eine Mehrheit für die

finden wird. Die g einer ſelbſtändi

2

eine Friedensvermittlung des PräſidentenWilſon durchkreuzt würde, hat der Reichskan-ler
mit keinem Wort berührt. Ebenſowenig iſt den Verhand
lungen, die W dem Auswärtigen Amt und der O. H. V.
über den UVoot Krieg gepflogen worden ſind, jemals von einer
diplomatiſchen Aktion in Amerika zugunſten de Friedens etwas
erwähnt worden. Die Beratungen haben ſtets nur die Frage
berührt, ob und wann der Zeitpünkt zu Beginn des UVoot-
ge mit Rückſicht auf die militäriſche Lage gekommen ſein

riedensaktion des Präſidenten Wilſon habe ich
durch o e Kenntniz erhalten:1. ſchrift eines Fernſchreibens Herrn Reichskanzlers
vom 23. September 1916, in dem Seiner Majeſtät dem Kailer
vorgeſchlagen wurde, den Botſchafter Graf Bernſtorff anzuweifen,

er den Präſidenten Wilſon veranlaſſen möge, baldigſt, jeden
falls noch vor ſeiner Wiederwahl, den Mächten einen Friedens
antrag zu machen. Ein ſolcher Friedensantrag erfolgte nicht.

reiben des Herrn Reichskanzlers vom 27. November
1016, in dem mitfpeteilt wurde, daß die Vereinbarungen mit
den verbündeten Mächten für das Friedensangebot der Mittel
möchte getroffen ſeien. Der Herr Reichskanzler führte hierbei
gus

Präſident Wilſon hat vertraulich den Grafen Bernſtorff
wiſſen laſſen, daß er in der Zeit zwiſchen jetzt und Neujahr einen
Friedensappell zu erlaſſen gedenke. Ob er ſeine Abſicht wirkl'ch
ausführt, bleibt völlig ungewiß. Er iſt unentſchloſſen und ſcheut
ängſtlich eine Zurückweiſung. r müſſen damit rechnen, doß
er den Appell nur erläßt, wenn er deſſen ſtrikte Ablehnung durch
die Entente nicht zu erwarten braucht.“

Am 12. Dezember 1916 erfolgte das Friedensangebot der
Mittelmächte.

3. Fern ſchreiben des Auswärtigen Amtes vom 24. Dezember
1916, enthaltend den Wortlaut einer Antwort auf eine Note
Wilſons betreffend Grundlagen für die Herſtellung eines
dauernden Friedens. Das Fernſchreiben war eingeleiet mit den
Worten

„Um einer Einmiſchung des Präſidenten Wilſon in die
Friedensverhandlungen vorzubeugen, haben wir uns zu einer
Beantwortung ſeiner Note entſchloſſen, die im Sinne unſerer
Friedensaktion gehalten iſt, aber klar zum Ausdruck bringt, daß
wir mit unſeren Gegnern direkt zu verhandeln wünſchen.“

Die kaiſerliche Regierung lehnte damit Wilſon als Ver
mittler ab.

4. Die an den Botſchafter Grafen Vernſtorff etwa am
7. Januar 1917 überſandte Weiſung der Reichsleitung. Sie be
ginnt mit den Workten:

„Amerikaniſche Vermittlung für eigentliche Friedensverhand
lungen iſt wegen der öffentlichen Meinung unerwünſcht Die
Frage der Mitteilung unſerer Friedensbedingungen wollen Euer
P. P. daher dilatoriſch behandeln. Dagegen ermächtige ich Sie,
ſchon jetzt unſere Bereitwilligkeit der Mitwirkung an demjenigen
Teile des Programms zu dokumentieren, für das ſich der Präſi
dent beſonders intereſſiert (ſchiedsrichterliche Einrichtungen,
Friedensliga.“

Die Reichsleitung legte ſomit auch hier auf die Vermittlung
keinen Wert.

5. Ein vom Auswärtigen Amt am 14. und 15. Januar 1917
mitgeteiltes Fernſchreiben des Botſchafters Graf Bernſtorff rom
10. Januar 1917, in dem der Botſchafter darauf hinweiſt, daß
die Denkſchrift über bewaffnete Handelsſchiffe „die Friedens
vermittlung Wilſons zum Scheitern bringen werde und „den
Bruch mit den Vereinigten Staaten für unvermeidlich hält, wenn
ohne weiteres im Sinne der Denkſchrift vorgegangen würde.“

Inzwiſchen war am H. Januar 1917 durch den Reichskangler
der Allerhöchſte Befehl zum rückſichtsloſem U-Boot-Krieg ein-
eholt, am 16. Januar 1917 dem Votſchafter Graf Bernſtorff dieFnſtruktion dafür überſandt worden. Die Reichsleitung erklärte:

„Wir ſind entſchloſſen, das Riſiko (des Bruches und mög
licherweiſe des Krieges mit den Vereinigten Staaten) auf uns
zu nehmen.“

6. Ein vom Auswärtigen Amt am 22. Januar 1917 mit
geteiltes Fernſchreiben des Botſchafters Graf Bernſtorff vom
16. Januar 1917, in dem es heißt: „Wenn militäriſche Gründe
nicht unbedingt ausſchlaggebend ſind, wäre Aufſchub (des rück
ſichtsloſen UBootKrieges) dringend erwünſcht. Wilſon glaubt
Frieden erreichen zu können auf Grundlage der bon uns vorge
ſchlagenen Gleichberechtigung aller Nationen.“

Der Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes fügte himzu,
daß er beim Chef des Admiralſtabes befürwortet habe, durch
Anſetzung beſtimmter, vom Votſchafter vorgeſchlagener Schonfriſten dazu beizutragen, daß die Gefahr des Bruchs mit
Amerika vermindert werde.

Für Rückgängigmachung des Befehls zum rückſichtsloſen
UBoot Krieg wäre der Augenblick auch zu ſpät geweſen, da die
UBoote zum Teil bereits ausgelaufan ſein mußten.

Heute wie damals ergibt ſich für mich gus den Akten und
meinen Erinnerungen die Ueberzeugung, daß die Reichsleitung
auf die Friedensvermittlung Wilſons, die ſie urſprünglich ange
regt, Wilſon aber durch Monate hindurch verzögert hatte, keinen
Wert mehr legte.

Jch faſſe mich dahin zuſammen:
1. Der Vorwurf, den Hevprn Reichskanzler zu einer

zwieſpältigen Politik gegenüber den Vereinigten
Staaten gedrängt zu haben, trifft mich und den General
Ludendorff unbedingt nicht.

2. Bedenken, daß durch den U-Boot- Krieg die
diplomatiſche Aktion des Präſidenten Wilſon
geſtört werden könnte, ſind in den Verhandlungen über den
Entſchluß zum UBoot-Krieg vom Herrn Reichskanzler oder dem
Auswärtigen Amt niemals zur Sprache gebrachtworden. gez. von Hindenburg.

Von einer

gen Provinz gemäß den Forderungen ihrer Einwohner iſt
nur noch eine Frage der Zett.

Ein neuer Türkenkrieg in Kleinaſien?
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

ZGenf, 13. Auguſt.
Die Pariſer Chicago Tribune“ bringt eine aufſehen-

erregende Nachricht, die vorläufig von keiner ernſthaften Seite be
ſtätigt wird. Danach ſoll eine amerikaniſche Diviſion nach Kon
ſtantinopel abgegangen ſein. Das Blatt erklärt, der Oberſt
Markiell, der amerikaniſche Vertreter in Kleinaſien, habe
darum erſucht, weil die Situation dort ſehr ernſt geworden ſei.
Die Türken ziehen bei Erzerum Truppen zuſammen, und eine
türkiſche Offenſive ſei ſehr wahrſcheinlich. Oberſt Markiell habe
darauf beſtanden, daß die engliſchen Truppen nicht zurückge-
zogen würden, da neue Angriffe der Türken und neue Armenier-
maſſakres bevorſtänden.

Die deutſche Vertretung in Rom
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

X Lugano, 13. Auguſt
Der RomKorreſpondent des „Corriere de la Sera“ will

wiſſen, daß Deutſchland den Palazzo Torlinia bereits erworben
und zum Sitz der vatikaniſchen Botſchaft beſtimmt habe. Die
Villa Bonaparte, die bisher dieſem n diente, ſoll die
deutſche Vertretung beim Quirinal aufnehmen.

Halle, 14 Auguſt
Erhöhung der Brotratjon

Nach einer Mitteilung des ſächſiſchen Wirtſchaftsmini
ſteriums wird, ſo meldet uns eine Drahtnachricht aus Dresden,
die Erhöhung der Brotration von der Reichsregierung
in Erwägung gezogen. Ferner ſteht zum 1. Oktober vie Herab

ſetzung der Ausmahlung des Brotgetreides zu er
warten.

o

Der KArbeitsmarkt in Sachſen Anhalt
Die langſame Beſſerung des Arbeitsmarktes nahm im

Juli ihren Fortgang. Die 93 der Erwerbsloſen ſank bis
Ende Juli im Regierungsbezirk Magdeburg auf 3409, im Hiegie-
rungsbezirk Erfurt auf 1177, im Regierungsbezirt Merſe
a 159 und in Anhalt auf 48.

ie Zentralauskunftsſtelle ſetzte die Zuführung einheimi37 Wanderarbeiter für die Landwirtſchaft aus den
eberſchußgebieten fort, dabei ging ſie dazu über, an Stelle von

Mädchen in höherem Maße Burſchen zu vermitteln. Bis Ende
Juli wurden auf dieſe Weiſe von der entralauskunftsſtelle 2819
Arbeitskräfte vermittelt, insgeſamt ſind von den öffentlichen
Arbeitsnachweiſen und der Zentralauskunftsſtelle in dieſem
Jahre bisher 8026 Wanderarbeiter der Landwirtſchaft zugeführt
worden. Jm Kreiſe Quedlinburg brach ein Strei? der
Landarbeiter aus, der indes nach acht bis gehntägiger Dauer
wieder beigelegt wurde.

Jm Bergbau iſt die Nachfrage bei den Braunkohlen
und beſonders bei den Kaligruben wieder iemlich lebhaft; dieDeckung des Bedarfes begegnet aber nach wie vor großen
Schwierigkeiten, da wegen des Wohnungsmangels faſt nurledige Arbeiter dem Bergbau zugeführt werden hnnen. Jn der

Metallinduſtrie iſt die Lage noch immer ſchwankend, da
die Unzuträglichkeiten der Verſorgung mit Rohmaterial und
Kohlen eine ruhige, planmäßige Produktion nicht aufkommen
laſſen. Jn Magdeburg war die Unterbringung einer größeren
Zahl von Metallarbeitern und damit eine erhebliche Verminde-
rung der Erwerbsloſen infolge ſtrikter Durchführung der Ber-
ordnung vom 28. März über die Freimachung von Arbeits-
ſtellen möglich. Jn der Holzbranche iſt nach wie vor ſtarke
Nachfrage, beſonders nach gelernten Arbeitskräften. Das

Baugewerbe iſt gut beſchäftigt, ſoweit ſich nicht auch hier
Materialmangel ſtörend bemerkbar macht. Maurer, Zimmer
leute und Maler werden ſehr geſucht. Die chemiſchen
Fabriken, beſonders in Vitterfeld, haben ſtarken Arbeiter
bedarf. Der Beſchäftigungsgrad der Textilfabriken
nimmt allmählich wieder zu, während bei den Betrieben der
Nahrungsmittelbranche die Verhältniſſe je nach dem
Produktionszweige ſehr verſchieden ſind. Jn der Tabak
induſtrie hat wieder eine Anzahl von Fabriken wegen Er
ſchöpfung der Vorräte den Betrieb eingeſtellt, während andere
den Betrieb offenbar bereits mit ausländiſchem Material wieder
aufgenommen haben.

Auf dem kaufmänniſchen Arbeitsmarkte iſt die
Lage noch immer recht ungünſtig. Durch die Freimachung
von Arbeitsſtellen wurden zwar männliche Stellenſuchende in
größerer Zahl untergebracht; dafür erfuhr aber der weibliche
Arbeitsmarkt eine größere Belaſtung. Die Nachfrage nach
männlichen und weiblichen Stenotypiſtinnen überſteigt bei
weitem das Angebot. Die Vermittlung von Hausange-
ſtellten nahm gegen Ende des Monats in Magdeburg einen
erheblichen Aufſchwung. Der Arbeitsmarkt für Kriegs
beſchädigte erfuhr durch die im Gang befindliche voll-
ſtändige Auflöſung des alten Heeres eine weitere erhebliche
Verſchlechterung. Die Vorarbeiten für die Unter
bringung der heimkehrenden Kriegsgefangenen
ſind teils bereits abgeſchloſſen, teils gehen ſie ihrem Abſchluß
entgegen; es iſt gelungen, die Unterbringung eines erheblichen
Teiles der Zurückkehrenden bereits zu ſichern. Auf dem
Arbeitsmarkt in Halle machte ſich ein ſtarker Zuſtrom von
Flüchtlingen aus ElſaßLothringen bemerkbar.

EKinlieferung von Poſtſendungen durch Landbriefträger
und Poſthilfsſtellen. Damit über die bei den Landbriefträgern
auf ihren Beſtellgängen eingelieferten ſowie bei den Poſthilfſtellen
niedergelegten Poſtſendungen, für welche die Poſtverwaltung Ge
währ leiſtet (Poſtanweiſungen, Pakete u. dgl.), jederzeit der Nach

greis der Einlieferung geführt werden kann, iſt die Einrichtung
getroffen, daß derartige Sendungen in Annahmebücher einge
tragen werden müſſen, welche die Landbriefträger und die Poſt
hilfsſtellen führen. Die Einlieferer ſind berechtigt, ſich von der
erfolgten Eintragung zu überzeugen oder die Eintragung ſelbſt
zu bewirken. Zur Vermeidung von Weiterungen empfiehlt es
ſich, von dieſer Befugnis in jedem einzelnen Falle Gebrauch zu
machen. Die Einlieferungsſcheine über die bei den Landbrief
trägern oder bei den Poſthilfsſtellen aufgegebenen Wertien
dungen uſw. werden den Abſendern durch die beſtellenden Boten
wenn möglich, ſchon beim nächſten Beſtellgange überbracht. Die
Vermittelung der Poſthilfsſtellen tritt hierbei nicht ein.

Rentenzuſchlag für Jnvaliden. Die auf Grund der Ver
ordnung der Reichsregierung vom 31. Dezember 1918 zuſtändigen
Rentenzuſchläge t jetzt überwiegend zur Auszahlung gelangt.
Abgeſehen von einem noch gusſtehenden Reſt, deſſen Anweiſung
die Penſionsregelungsbehörden in den Jnduſtriegebieten wegen
der außerordentlich großen Zahl Verſorgungsberechtigter nicht
in gleichem Maße wie die übrigen Penſionsregelungsbehörden
haben fördern können, werden allgemein nur diejenigen Emp-
fangsberechtigten noch nicht in den Bezug des Rentenzuſchlags
getreten ſein, deren Aufenthaltsort der Penſionsregelungsbehörde
nicht bekannt iſt. Die Zahlbarmachung konnte von Amts wegen
daher nicht bewirkt werden. Demnach werden ſich zweckmäßig alle
Verſorgungsberechtigten, die noch einen Anſpruch auf Renten-
zuſchlag zu haben glauben, unter Angabe ihres ſtändigen Auf-
enthaltsortes an die zuſtändige Penſionsregelungsbehörde zu
wenden haben. Zuſtändig iſt diejenige Regierung uſw., die die
ſonſtigen Verſorgungsgebührniſſe zuletzt zahlbar gemacht hat.
Keinen Anſpruch auf Rentenzuſchlag haben Jnvaliden,
die die Penſion V. Klaſſe gemäß g 70 des MPG. 71 begiehen.,
ferner Dienſtzeitrentenempfänger, die nicht auch gleichzeitig auf
Grund von Erwerbsunfähigkeit verſorgungsberechtigt ſind.

Der Vaterländiſch-Soziale Volkskalender im Verlage des
Ev. Sozialen Preßverbandes in Halle feiert mit ſeinem kommen
den Jahrgang ein kleines Jubiläum. Er erſcheint im September
1919 zum 15. Mal und hat längſt Verbreitung weit über die
Grenzen ſeiner Heimatvrovinz gefunden. In den 4 Kriegsjahren hat er einen Geſamteabſat von 1 200 000 Stück gefunden.

Auch der neue Jahrgang 1920 wird trotz aller Schwierigkeiten der
Zeit nicht hinter ſeinen Vorgängern zurückſtehen. Als Mitar
beiter ſind u. a. gewonnen: Geheimrat Prof. Dr. Abderhalden
Halle, Jugendpflegerin Katharing Barow-Merſeburg, Reinhold
BraunBerlin, Marie Feeſche-Hannover, Wolfgang HeßHain
rode, D. Reinhard Mumm-Berlin, Paul Rüffer-Berlin, die
Generalſuperintendenten D. Schöttler und Stolte Magdeburg

„Der Nutzen der Geflügelhaltung für den Garten und
Ackerbau.“ Profeſſor Dr. Holdefleiß wird am Donnerstag
den 14. Auguſt, abends um 835 Uhr im Auguſtinerbräu, Mittel
ſtraße, über dieſes Thema einen Vortrag halten, zu dem der
Ornithologiſche Zentralverein alle Jntereſſenten, Damen wie
Herren, einladet. Eintritt iſt fvei,

S
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Pro in Sachſew
trk. eburn. Die Fleckfiebererkrankungen)

Haben in letzter Zeit einen immer bedrohlicheren Umfang ange

c e. e rn i Warenr t i ölkerung n.Monats Mai find in einer von Woche zu Woche nachweis
baren Zunghme 60 und in der erſten Woche des Juni allein Se
reits ieberfälle vornehmlich aus landwirtſchaftlichen und
Kohl mehrerer Kreiſe des Begzirks bekannt ge

1 Kirchmöſer, 12. A (Tödklich verungkückt.) Jm
Holländer Werk in der ieſigen tand bei dertrollierung eines Ventils eine Exploſion, durch die das Ventil

Hierbei der Schloſſer Homann derart ſchwere
davon, er bald darauf ſtarb.

s. Aken, 11. Auguſt. (Unſtimmigkeiten im Ma
iſt rat.) W der Magiſtrat den beiden Vertvetern des

chuſſes des hieſigen Arbeiterrates das Gehalt ver
weigertk hat, haben dieſelben ihr Amt niedergelegt. Der Ar

iherne et aus r Mitgliedern derſelben
iſt eine Kontroll-, eine chwerde eine Rechtsauskunfts

kommiſſion gewählt worden.

s. Aken, 11. Auguſt. (Die r Bei den Beſprechungen der letzten Si wurde feſtgeſbellt, daß die Stadt
6000 r böhmiſche Braunko hätte erhalten können, wenn

hre n chein wordenre hmiſchenſtellt, ſo daß einebeigeſ
der Kohlenkähne zu erwarten iſt. Vielleicht

Zfube böhmiſcher Braunkohlen nach den Slb
begrenztem Umfange wahrſcheinlich

Kus Thüringen.
Erfurt, 11. Aug. (Zu dem aufſehenerregenden

WMord) an der Witwe Krummrich in der Ludwigſtraße erfährtr

ſ er u min igeiLicht in dieſe dunkle Angelegenheit zu bringen.

fchnelleve
iſt demnach die

plätzen

t riegebeſchädigten hatte einen Vertreter ent
der die ſchriftlichen Arbeiten der Verſammlung erledigte.

Genu wg nahmen die Erſchienenen von der Verordnung
leitung von erblindeten Kriegsbeſchädigten

auf der Bahn unentgeltlich ſtattfindet. Drinoenad
gefordert wurde von der Verſammlung, daß die Regierung die
wegen der ungünſtigen wirtſchaftlichen Lage vieler erblindeter
Krieger, die Unterhaltungskoſten für die Blindenhunde über
wimmt, deren Beſchaffung für die Blinden eine unabweisbare
Notwendigkeit ſei. Weiterhin wurde die Gewährung von ſiegen
mwänteln an erblindete Kriegbeſchädighe dringend gefordert.
Bei den Wahlen der Bezirksleitung wurden Haage-Jenag zum
Vorſitzenden, FrankeJeng zum Schriftführer und SchmidtErnſt
thal zum KHaſſierer gewählt. Unter wiederholtem Hinweis
auf die Notwendigkeit engſten Zuſammenſchluſſes wurde die
Verſammlung am Nachmittag geſchloſſen.

tzk. Jlmenau, 12. Aug. (Ein Volksbühnenverein)
ſoll hier ins Leben gerufen werden. Der Zweck des Vereins ſt
in Jlmenau ein ſtändiges Theater zu unterhalten. Damit dern
Verein aber nach jeder Hinſicht auch der entſcheidende Eintluß
auf Spielplan und Spielkväfte vorbehalten bleibt, iſt er ver-
pflichtet, für das geplante Unternehmen die notwendigen Mittel
beveitzuſtellen. Aus dieſem Grunde ſollen Anteilſcheine von 50
bis 500 M. ausgegeben werden. Das Theater wird mit zwei
monatiger Unterbrechung das ganze Jahr hindurch geöffnet ſein.

tzk. Meiningen, 12. Aug. (Die alte Garniſon
ſtadt Meiningen) erhält in den nächſten Tagen eine neue
Truppe. Am Donnerstag trifft das Bataillon OranienNaſſau
hier ein. Die Truppe iſt hervorgegangen aus den Mainzer
m. W tern 87 und 88 und beſitzt eine Stärke vonei ifanterie i und einer Maſchinengewehr
kompagnie.

Aus Knhalt
n. Cöthen, 12. Auguft. (Großfeuer.) In der vergangenen

Nacht wurde die an den Bahnhöfen gelegene große Mälzerei
Riebeck, die jetzt an die Malgfabrik Kindſcher in Wittenberg
verpachtet war, durch ein Großfeuer völlig zerſtört. Der
Schaden iſt ſehr groß, da für mehr als 2 Millicnen Mark Dörr v
gemüſe, die im letzten Winter hier hergeſtellt worden waren

und noch in der Fabrik lagerten, verbrannten. Die Löſcharbeit
wurde durch Waſſermangel faſt unmöglich gemacht. Gerettet
konnte faſt gar nichts werden. Da das Feuer an mehreren
Stellen zugleich auskam und ſich ſofort auf das ganze fünfſtöckige
Gebäude ausdehnte, wird mit Beſtimmtheit Brandſtiftung un

men. Für die Aufklärung des Schloßbrandes in
rf und Ermittlung der Brandſtifter hat der Beſitzer, Ritter

gutsbeſitzer Lampe, Belohnungen von insgeſammt 20 000 M. aus

HF Sporlbertehte
Sportklub Erfurt in Halle!

Am kommenden Sonntag wird man in der Lage ſein, den
Srfurter Sportklub hier in Halle ſpielen zu ſeben. Dieſer Ver
ein, der mit über 1000 Mitgliedern der größte Sportverein
Mitteldeutſchlands iſt, bei dieſer großen Auswah lichkeit
von jeher die ſpielſtärkſte Mannſchaft Thüringens und eine der
beſten und fairſten Mannſchaften des V. M. B.V. geſtellt. Man
erinnere ſich nur an die ausgezeichneten, flotten und doch immer
einwandfreien Kämpfe, die dieſe Elf in früheren Jahren vor dem

hier in Halle lieferte. Wie oft B. hat ſie im Kamp
um die Mitteldeutſche Meiſterſchaft Wacker-Halle oder Halle

übergeſtanden. Erſt vor einigen W vermochte
lle 96 den Erfurter Sportklub nach 159 Minuten Spieldauer

im Ausſcheidungsſpiel mit 2: 1 knapp zu Ohne auch
nur ein Spiel zu verlieren, errang Sportklub dieſem Jahre
die Meiſterſchaft des Kreiſes Thüringen Es iſt alſo dieſe Mann
ſchaft ohne Zweifel als hochklaſſig zu bezeichnen, und man darf ge
ſrannt ſein, wie fie gegen den Halleſchen Wacker am 17. d. M.
abſchneidet, um ſo mehr, als man die Elf nach Beendigung des
Krieges hier noch nicht wieder geſehen hat. Das Spiel findet
auf dem BoruſſiaPlatz ſtatt. Wir kommen nochmals darauf

c

Der Gau Oſtthüringen hielt in Jena einen Gautag ab.
Auf demſelben wurde ein neuer Vorſtand gewählt. An Stelle
von Stütz (1. Sportverein Jena) wurde Cand. jur. Leonhardt
(V. f. B. Jena) 1. Vorſitzender. Die Wahl dauerte etwa drei
Stunden. Zweiter Vorſitzender wurde Liebſcher Apolda;
J. iftführer Pries-Weimar; 2. Schriftführer Müntzel-Jena
und Kaſſierer Schmidt- Apolda. Die Verbandsſpiele wurden für
ungültig erklärt. Es wurde aber feſtgeſtellt, daß Svielvereini-
gung Jena mit 10 Punkten an der Spitze ſteht.

Weſtdeutſche Meiſterſchaften. Bei ſchönem Wetter und
zutem Beſuch wurden in Doxtmund die Weſtdeutlchen

Meilſterſchafken audgetragen.h ſehr gute Leiſtungen faſt
bewerben kam es zu ſcharfen Kämpfen. Vor
100 Meter-Lauf, den Bauer erſt in der WiederholungDünker konnte. Beim erſten Lauf wurden für
beide 10, Sek. geſtoppt.Hockey. Se So cey Abteilung des H. F. C. von
1806 am genen Sonntag einem Rufe des 1. Sport
vereins zu einem Propagandaſpiel nach Jeng, zuwelchem des d s re her chenden Spielver
botes die Spielerlaubnis vom Verbande eingeholt war. Trotz

infolge der Ferien micht ſeine planmäßige erſte

96er demelverlauf konnte
lieferte die

e

e r
allem im

2 piel. offenemder Ga mit 2: 1 Toren als der glückli
ſich rei Etwa 1500 Zuſchauer folgten dem
weier ebenbürtiger Mannſchaften mit größtem

Intereſſe des Hockehſportes wäre es vecht zu wünſch
überall ſeitens des Publikums ein derartiges entgegen

ilung Halle 96
auf demet

einem r gegen die96 eröffnete die „Alte Heroen
mannſchaft ngenen Montag die Herbſte rie. Das von den alten Hecren gegen die jüngere Mann
chaft herausgeholte Reſultat 1:1 (0 iſt für die kommenden

Herbſtſpiele vecht vielverſprechend, zumal die A.H. Mannſchaftgar weitere, frühere erſttlaſige Spieler verſtärkt wer

Jockey W. Shaw, der frühere langjährige Stalljockey
der Herren v. wieder nach Europa.Der Amerikaner wurde an den belgiſchen Rennſtall des Cte. de
Ribaucourt verpflichtet.

Jockey O. Schmidt wurde der Oberſten Behörde zur Be
ſtrafung angezeigt, weil er nach dem Preis von Biſchofshole
in Hannover zum Publikum geäußert hatte, er habe gewonnen
mit Endegut, und dieſe Aeußerung dann aufrecht erhalten hatte.
Die Folge war dann ein großer Rennbahnſkandal.

Volkswivrtſchaſt.
Abdruck der mit einem verſehenen Original Artikel und Original Meldungen des
voltswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quelenangabe Halleſche Zeitung“ geſtattet

Aufruf und Einziehung der Reichsbanknoten
zu 50 Mark vom 20. Oktober 1918

Die Reichsbank wiederholt ihre Bekanntmachung betreffend
den Aufruf ihrer 50 Mark Noten mit dem Datum vom
20. Oktober 1918. Die Beſitzer werden aufgefordert, dieſe Noten
bis zum 10. September 1919 bei einer Dienſtſtelle der
Reichsbank in Zahlung zu geben oder gegen andere
geſetzliche Zahlungsmittel umzutauſchen. Mit dem 10. Sep
tember verliert die aufgerufene Note ihre Eigenſchaft als geſetz
liches Zahlungsmittel, was zur Folge hat, daß nach dieſem Tage
niemand mehr verpflichtet iſt, die 50 Mk.-Noten vom 20. Oktober
1918 anzunehmen. Es empfiehlt ſich deshalb, ſchleunigſt alle
50 Mk.Noten dieſer Ausgabe bei einer Reichsbankanſtalt, öffent
lichen Kaſſe, Bank, Sparkaſſe oder einem Geldinſtitut in Zah
lung zu geben oder umzutauſchen. Verſäumt man den Termin
vom 10. September 1919, ſo kann man die Noten nur noch bei
der Reichsbankhauptkaſſe in Berlin eintauſchen, die eine Ein
löſung aber auch nur bis zum 10. September 1920 vornimmt.
Mit letzterem Zeitpunkt erliſcht für die Reichsbank die Ein
löſungspflicht überhaupt.

Um jedem Jrrtum vorzubeugen, wird aber ausdrücklich
darauf hingewieſen, daß es ſich bei dieſem Aufruf lediglich um
die Reichsbanknoten zu 50 Mark mit dem Datum des
20. Oktober 1918 handelt, die auf der Vorderſeite links
ein grünes Zierſtück und rechts daneben den Aufdruck in einer
quadratiſchen dunkelbraunen Umrahmung tragen. Unbe-
rührt vom Aufruf bleiben ſämtliche übrigen Reichsbanknoten,
Reichskaſſenſcheine und Darlehnskaſſenſcheine, alſo auch die an
deren auf 50 Mark lautenden Darlehnskaſſenſcheine und Reichs
banknoten, unter letzteren auch die Ausgabe vom 30. Novemer
1918, deren Aufdruck auf der Vorderſeite von einem gewellten
Rahmen umgeben iſt und deren Rückſeite ein freies Mittelfeld
aufweiſt. Alle dieſe Geldzeichen bleiben geſetzliches Zahlungs
mittel, müſſen alſo von jedermann auch ferner in Zahlung ge
nommen werden.

ſpielſtarie Liga Reſerbe Halle

der 96er am

Die Sozialiſierung der Jlſeder Hütte
Der Nationalverſammlung iſt heute der Entwurf eines

Geſ e tze s betreffend Ueberführung des Eiſenbergbaues und
der Eiſeninduſtrie von PeineSalzgitter in Reichsbeſittz zu
gegangen. Durch dieſen Geſetzentwurf wird gemäß den Be-
ſtimmungen des Sozialiſierungsgeſetzes der größte nach Frie
densſchluß noch verbleibende Eiſenerzbeſitz den Intereſſen der
Allgemeinheit dienſtbar gemacht. Nach dieſem Geſetzentwurf
wird die Reichsvegierung ermächtigt, das Eigentum der Aktien
der Jlſeder Hütte, Akt.Geſ. in Großilſede, den
Aktionären gegen Entſchädigung zu entziehen und es auf das
Reich zu übertragen. Das Reich hat die Aktionäre nach dem
Werte der Aktien zu entſchädigen. Der Wert iſt zwiſchen dem
miedrigſften und dem höchſten amtlichen Kurſe, zu welchen die
Aktien in der Zeit vom 7. Mai bis 80. Mai 1919 an der Börſe
zu Hannover notiert wurden, zu ermitteln.

Induſtrie, Handel, Handwerk
Gute Ausſichten für die Leipziger Herbſt-Muſtermeſſe. Die

Zahl der zur HerbſtMuſtermeſſe angemeldeten Ausſteller
hat bis jetzt ſchon 7000 überſchritten. Täglich laufen noch
neue Anmeldungen ein, ſo daß man annehmen kann,
daß die Beteiligung aller Jnduſtriezweige an der bevorſtehenden
Meſſe ebenſo ſtark ſein wird wie im Frühjahr 1919, wo
die Geſamtzahl 8325 betrug. Die Meßkaufhäuſer und die
Ausſtellungshallen auf dem Marktplatz ſind bis auf den letzten
Platz vermietet; wenigſtens 2000 Ausſtellern konnte kein ge
eigneter Ausſtellungsraum mehr nachgewieſen werden. Wogen
des immer wachenden Andranges zur Meſſe iſt das Meßamt ge
nötigt, im nächſten Frühjahr eine Zweiteilung der Meſſe
vorzunehmen, damit ſie nicht in ſich ſelbſt erſtickt und die ein
zelnen Induſtriezweige ſich auf der Meſſe frei entfalten können.
Es iſt zunächſt geplant, die Techniſche Meſſe und die
Baumeſſe von der allgemeinen Muſtermeſſe zu trernen,
weil dieſe Zweige zuletzt angegliedert worden ſind, und nicht
in unmittelbarem Zuſammenhang mit der allgemeinen Muſter-
meſſe ſtehen. Dieſe Sondermeſſe ſoll zum erſten Male im
nächſten Frühjahr in der dritten Woche nach Meßbeginn ſtatt
finden. Der Zuſammenſchlußgedanke der eingelnen Meß-
induſtrien hat weitere Fortſchritte gemacht. Ueber die Be
teiligung des Auslandes an der Herbſtmeſſe läßt ſich nur ſov'el
ſagen, daß aus dern neutralen Ausland ebenſoviel Beſucher
konrmen werden wie zur letzten Frühjahrsmeſſe. Die Haupt
aufgaben, die die Leipziger Meſſe in Zukunft zu erfüllen
hat, iſt die Förderung des Außenhandels. Die

len re

Anzeig
Otto Thiele. Buch u. Kunſtdruckerei, Verlag der Halleſchen Zeitung,

Berantwortlich für Politik:
Bolzwirtjchaft

Aufgabe kann ſie ader nur erfülen, wenn die

n gewahrt bleibt. Diere iſt aus dieſem Grunde ebenſo
higung

Die Sozialiſierung des Braunkohlenbergbaues aufte
Eine Reihe von Braunkohlengeſellſchaften i
wir von beteiligter Seite erfahren, kürglich zu einer Veſſe
ung wegen der in Ausſicht genommenen Verſtaatlichndeuiſchen Braunkohlenbergbaues zuſammengetreten
wurde feſtgeſtellt, daß irgendwelche zuverläſſigen Nathr
über Umfang und Form der Verſtaatlichung zurzeit ne
vorliegen. Dagegen wurde von einer Seite betom a
Regierung die Abſicht, den deutſchen Braunkohlenbe
ort zu verſtaatlichen, inzwiſchen aufg egebenrohe nd hierfür iſt u. a. die drohende Kohlennot de

einer weſentlichen Steigerung der Kohlenerzeugung swingt d
erſcheint der Regierung nicht zweckmäßig, in dieſem Zeit
die beteiligten Geſellſchaften und deren Leiter zu beute
und ſo dazu beizutragen, daß die dringend ige ugeeigneten Maßnahmen durchaus durchführbar e
höhung der Leiſtung des deutſchen Vraumt
len bergbaues hinausgeſchoben, eingeſchränkt oder gu
fährdet wird. Ob nach Ueberwindung der vorſtehende,
rigkeiten zu geeigneterem Zeitpunkt der Verſtaatlichung e
näher getreten wird, bleibt abzuwarten. Die betreffenden d
eſſenten beſchloſſen deshalb, von irgendwelchen weiteren Man
men in der Angelegenheit abguſehen und vorläufig eine m
wartende Stellung einzunehmen. el

Die Verkehrslage im Ruhrkohlenrevier. Die Fördery
am I. Auguſt, wie ſtets am Monatserſten gegen den ſehen
des Vormonats ſtark zurückgegangen war in dieſem Fall
über 50 000 To. iſt im Verlaufe des Monats wieder gen
und zwar um etwa 30 000 To., ſo daß ſie ſich ungefähr auf J
ſelben Höhe bewegt wie in der gleichen Zeit des Jul.

ſich ziemlich regelmäßig auf elwa
Wagen. Sie blieb nur am Wohenſchluß ſtärker zurück. 9
Fehlziffern betrugen im allgemeinen zwiſchen 4000 und
Wagen; die zu den Duisburg-Ruhrorter Kiye
waren recht wechſelnd. Jm Durchſchnitt betrug die Kipperlen
rund 18 900 To. und blieb ſomit gegen die Vorwoche um
2000 To. zurück. Der Kanalumſchlag der Zechen zeigte kein e
heitliches Bild. Im gangen hat er ſich jedoch gebeſſert, da
Mangel an Leerraum aufgehört hat und Kähne zurzeit in e
nügender, wenn auch nicht reichlicher Menge, zu haben ſind.
Tagesdurchſchnitt betrug der Geſamtkanalumſchlag rund

Betriebseinſtellung. Die Hauptpapierfabriken in
ſchleſien Ziegenhals und Krappitz haben ihren Betriebe
Kohlenmangels und
geſtellt.

dem

Berliner Börſenberichte

Börfenfſtimmungsbild. Obwohl an der Börſe im aly
meinen eine e Zurückhaltung beſtand, kam es Zeitwe
in einzelnen ten zu lebhafteren Umſätzen. Beſonders iſich Kaufluſt für Ecgiffahrtsattien auf Grund des Hinweis

des Reichsfinanzminiſters Gr
Schöpfung einer deutſchen Die Kurserhöh
dieſer Werte, die für Hanſa Aktien 8 Prozent betrug, on
aber im ſpäteren Verlauf nicht voll aufrecht erhalten wer
Angeregtes Geſchäft entwickelte ſich wieder in ausländiſh
Aktien. Bedeutenden Schwankungen unterlagen Steang Rom
und Kanada, aber auch dieſe gaben einen größeren Teil derg
fänglichen Sbeigerungen im Verlauf wieder her. Deutſche
troleum ſchwankten chfalls nicht unerheblich. Hütten-
Kohlenaktien ſchwächten ſich big zu 3 Prozent ab wegen
Arbeitsſchwierigkeiten im Kohlenbergbau. Feſtigkeit bekundes
jedoch Rheinſtahl und Rombacher Hütte, ſowie auch Lothrr
Hütten. Letztere ſetzten mit 8 Prozent Erhöhung ein, verin
jedoch einen Teil hiervon wieder. Chemiſche Werte und
trizttätswerte ließen eine Neigung zur Abſchwächung erkeme
Am Anleihemarkt neigbtem deutſche Anleihen wiederum m

Ernte angeboten. Aus gleichen Gründen we
ſchwach, Hafer ſehr ſtark befragt. Wetter ſchön

m

Im freſen Verkehr wurden niechtamtlich ermittelt
Fisenbahn-Aktien: Gasmotoren DeutzHalberstadt Blankenb. Gebhardt n. Co.Failorettgteater Gebhardt u. Königchantungbahn Gelsenkirch. Bergb.Allg. Lokal-Str. Glauziger Zuckerfbr.ar Beri Str. Hallesche Masch.-Tabr.
Magdeburger Str. B. Hann. Masch.Lux. Prinz Heinrich. B. Harpener Berg
Orientbahn Hasper Bisenr e eambg. Paketfahr tHambg.-Südamerika Hoesch Eisen u. StahlHohenlohe- Werkeansa-Dampfsechiftordd. Lloyd Humboldt-Masch.IIse-Bergba u

Banken: Kahla- PorzellanBank für Thür. Kaliw. AscherslebenBerl. Randeleges. Körbisd. Zucker- Akt.
Comm u. Diskontobank Kytthäuserhütto
Darmstädter Bank Lahmeyer u. Co.Lauchhammer

Laurahütte
Linke u Hofmann.
Ludwig Loewe u. Co.
Lothringer Hütte
Mannesmannröhren
Obersechl. Eisenb. Bed,

do. Caro Heg.
do. Kokswerke

Orenstein u. Koppoel
Phönix-Bergb.
Rhein. Metall-Vorz.
Rhein Stahlwaren
Riebeck. Montan
Rombacher HüttenRositzer Braunk.
Rositzer Zucker

Dess. Landesbank
Dentsche Bank
Diskonto-Comm.
Dresdner Bank
Credit-Anst. LeipzigAMitteld. Kreditbank

n Privat-Bank
Nationalbank
Oesterr. Kredit
Reichsbank
Industrie- AktienSchultheises- Brauerei
Akt. AnilinAllgem. Elektr.-Ges.
Ammendorfer Papierf.

nnaberger Steinß24iene Liin s Sangerhäuser Masohb.
Bergmann Elekt. Akt. Hugo Sehneider u.Berl. Masch.- Bau Schuokert u. Co.Bismarckhütte Sjemens u. Halske
Bochumer GuBßetahl StettinerChem. Fabrik Buekau Stollberger Zinkh.
Chem. Griesheim Strals. SpielkartenChem. v. Heyden Thale-BisenhütteConsolidation Schalke Triptis-Akt.-Ges.
Cröllwitzer Papierfabr.
Daimler-Motoren
Deutsch-Luxemburg
Deutsche Uebersee- Bl.
Deutsche Erdöl
Deutseche pin.
Dentsche KaliDeutsche Wafk. u. un
Donnersmarkhütte
Döring u. Lehrmann
Dürkoppwerke
Elberfelder FarbenFelten u. Guilleaume

Hauptſchriftleuer. Helmu BVottcher. telmut Böttcher; für vollund Svort: Hans Heiling. für den geſ
redaitionellen Teil: Adolf Mever (verreiſt). 6,
enteil: Paul Kerſten; ſämtlich in Halle a. hu

ürkische Tabakregie
er. Köln-Rottweiler
Glanzstoft Elberk.
Wegelin u. HübnerWerseh.-Welssenk. Brk.
Westeregeln-Alkali
e i teerahrede-MälzereiZelch.-Kriebitseb. Brk.
Zeitzer Masch.
Zeilistotf Walthof
Otavi-Minen

e e e

Transportſchwierigkeiten völlig e
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